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        Lübeck, den 19. Januar 2023 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
  
die Erklärung zu meiner Person vom 12. Dezember 2022 habe ich mit Erstaunen zur 
Kenntnis genommen. Dadurch haben Sie fehlerhafte Informationen über mich und 
meinen wissenschaftlichen Standpunkt verbreitet, die zudem aufgrund Ihrer falschen 
Kontextualisierung geeignet sind, meinen Ruf als Wissenschaftler und Beamten zu 
schädigen. Sie haben mich im Ergebnis damit auch als Mensch diskreditiert, obwohl 
Ihnen bei sorgfältiger Recherche und Überprüfung der zugrunde liegenden 
Informationen deren Fehlerhaftigkeit deutlich sein müsste.  
Dies bietet auch Anlass zur Sorge, dass sich die GdP voreilig aus Fahrlässigkeit - 
wenn nicht sogar mit Vorsatz - als Instrument eines internen Konfliktes benutzen ließ. 
Nachfolgend möchte ich Ihnen anhand fragwürdiger Textbeispiele Ihrer 
Veröffentlichung die Möglichkeit geben, Ihre Äußerungen selbstkritisch zu überdenken 
und öffentlich richtigzustellen. 
 
1.) GdP Erklärung:  

„[…] Die Behauptung von Maninger, dass „die Nachfahren aus 
‚Gastarbeitergenerationen‘, die möglicherweise zwar gesellschaftlich 
partizipieren, sich jedoch mangels kultureller Kompatibilität durch eine 
ethnoreligiöse Brückenkopfmentalität auszeichnen“, ist für uns ein frontaler 
Angriff auf unsere Kolleginnen und Kollegen aus Einwanderfamilien und 
disqualifiziert ihn nach unserer Auffassung für die politische Bildung in der 
Bundespolizei. […]“ 
 

Originaltextstelle zu 1.):  
„[…] Während die Beweggründe zur Selbstaufopferung auch im islamischen 
Kulturkreis keineswegs monolithisch zu betrachten sind, da 
ethnonationalistische, patriotische oder auch persönliche Gründe ebenso 
wichtig sein können wie religiöse, stehen beim suizidalen Terrorismus in 
Europa, dem sogenannten „home grown terrorism“, folgende drei 
Täterkategorien im Fokus:   
Täter aus den Diasporagemeinden 
Hierbei handelt es sich um zwei Migrationsbegleiterscheinungen, aus denen 
Selbstmordattentäter rekrutiert und damit dschihadistische Bewegungen 
personell versorgt werden. Zum einen die Nachfahren aus 
„Gastarbeitergenerationen“, die möglicherweise zwar gesellschaftlich 
partizipieren, sich jedoch mangels kultureller Kompatibilität durch eine 
ethnoreligiöse Brückenkopfmentalität auszeichnen.40 Zum anderen Zuwanderer 
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der ersten Generation, die entweder schon als Dschihadisten einwanderten 
oder aber kurz nach ihrer Einreise radikalisiert wurden. […]“1 

 

Bewertung zu 1.):  
Während die GdP den Anschein erweckt, als wären „Kolleginnen und Kollegen“ 
gemeint, handelt es sich bei den im Text thematisierten Personen eindeutig um 
„Selbstmordattentäter“ und Dschihadisten. Es sei denn, Sie halten es für möglich, dass 
in der Bundespolizei Selbstmordattentäter beschäftigt werden, die womöglich im 
Besitz eines Mitgliedsausweises sind.  
Ihre Behauptung ist also nicht nur absurd, sondern offensichtlich auch ein 
kommunikativer Taschenspielertrick, der dem Leser suggerieren soll, in meinem 
Originalbeitrag wäre eine andere Personengruppe gemeint. Außerdem müsste Ihnen 
aufgefallen sein, dass ich die Aussage mit einem Quellenhinweis (siehe Fußnote) 
belegt habe. Es ist also nicht nur „die Behauptung von Maninger“, sondern auch die 
Ansicht eines der namhaftesten internationalen Experten, Walter Laqueur.2 Und damit 
ist er nicht allein, wie sich bei echtem und redlichem Fachinteresse problemlos 
nachlesen ließe.   
Ihre Darstellung ist daher auch geeignet, meinen Ruf als Professor innerhalb der 
Bundespolizei genau bei den Studierenden zu zerstören, die aufgrund ihres 
Migrationshintergrundes auf Ihre inhaltlich falsche Polemik sensibel reagieren. Ich 
glaube nicht, dass es der Anspruch der GdP ist, Misstrauen und Unsicherheit in die 
Polizei hineinzutragen. 
Bevor Sie eine derart vollmundige Behauptung über mich aufstellen, sollten Sie neben 
dem Kontext auch den Inhalt dahingehend prüfen, ob er „skandalisierungswürdig“ ist. 
Selbst in Ihrem eigenen GdP-Mitgliedermagazin DEUTSCHE POLIZEI wird die 
Korrelation zwischen Terrorismus und Migration betrachtet. Dort steht u.a. Folgendes:  

„[…] Das Gegenüber sind neue Terrorismen (New Terrorism), deren 
Gefahrenpotentiale für die Völkergemeinschaft sich wie folgt skizzieren lassen: 
1. Ethnischer (Ethnonationaler) TE 
Ziel: Vermehrte Autonomie oder Gründung eines eigenen Staates unter 
Berufung auf "historisch gewachsene Besonderheiten". Gefahrenpotential: Die 
durch sozialen Verfall von Terror betroffenen Regionen produzieren in der 
Regel gewaltige Flüchtlingsströme. Die dem Terror entfliehenden Menschen 
bilden in ihren Gastländern "Brückenköpfe". Mitimportierte Konflikte der 
Herkunftsregion könnten sich auch im Gastland unter terroristischen 
Vorzeichen entfalten. 
2. Fundamentalistischer TE (islamistische Spielart) 

 
1 Maninger, Stephan, Terrorismus: Reichweite und Methodenspektrum im Zeitalter islamistischer Anschläge, in: 
Freudenberg Dirk; Goertz, Stefan; Maninger, Stephan (Hrsg.), Terrorismus als hybride Bedrohung des 21. 
Jahrhunderts. Akteure, Mittel und die Notwendigkeit einer modernen Sicherheitsarchitektur in Deutschland, 
Wiesbaden 2018, S. 196. 
2 Quelle aus dem Originaltext für Fußnote 40 (“Gastarbeiter”-Kontext):  
“Laqueur, Walter, The New Terrorism – Fanaticism and the Arms of Mass Destruction, Oxford University Press, 
Oxford, 1999, S. 228.” 

Dort steht auf S. 228: “The second and third generation of ‘guest workers’ – North Africans in France, 
Turks in Germany, West Indians and Africans in Britain – could be particularly susceptible to the 
appeal of terrorism, because they feel themselves doubly oppressed, ethnically and economically.” 
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Ziel: Etablierung einer gegen den säkularen Staat gerichteten Gottesordnung 
(Gottesstaat/ Emirat). Gefahrenpotenzial: Die Ideologie des Islam ist ein 
religiöser Fundamentalismus, nicht die Religion des Islam (Bassam Tibi). Durch 
die Migration wird sie nach Europa exportiert. Die Fundamentalisten unter 
den Migranten bringen Staatsauffassungen mit sich, die mit Demokratie nicht 
vereinbar sind, sie sogar bedrohen. […]“3 

 
Auch führende GdP-Funktionäre haben sich zu diesem Thema mehrfach geäußert. 
Beispielsweise stellte Konrad Freiberg, ehemaliger GdP-Bundesvorsitzender, auf 
dem 11. Europäischen Polizeikongress folgenden Zusammenhang her: 

„[…] Das gilt auch für die deutsche Gesellschaft, auch wenn die terroristische 
Entladung ethnisch und religiös begründeter Gegensätze nicht nur die 
Anschlagsgefahr sondern auch Spannungen und Konflikte in unser Land 
erhöht. Denn aufgrund des anhaltenden Wohlfahrtsgefälles in Europa und den 
Anrainerstaaten wird der Migrationsdruck auch in Zukunft weiter steigen. […]“  
An anderer Stelle seiner Rede fügt er hinzu:  
"[…] Solche Auseinandersetzungen könnten sich in Zukunft zuspitzen: Weil die 
Zahl der in Deutschland lebenden Migranten und der ethnischen 
Minderheiten steigt und deren Konflikte in den Herkunftsländern auch in 
der neuen Heimat für Spannungen sorgen – und weil derzeit mangelnde 
Integrationsbereitschaft ignoriert wird, anstatt ihr konstruktiv und mit sinnvollen 
Angeboten entgegenzutreten. […]"4 

 
Kann der Leser erwarten, dass Sie sich nun konsequenterweise von sich selbst 
distanzieren werden? Hat sich Ihre Mitgliederzeitschrift für die politische Bildung 
disqualifiziert? Ich denke, Sie dürften so langsam ein Verständnis dafür entwickeln, 
dass in Ihrer Erklärung so einiges nicht stimmen kann, ja eigentlich gar nichts stimmt. 
Aber es wird leider nicht besser für Ihre Argumentation bzw. Vorwürfe.  
 
2.) GdP Erklärung:  

“[…] Die GdP lehnt es ab, dass Maninger pauschal gegenüber Menschen aus 
dem Kreis der zwei Millionen türkischstämmigen Einwanderern in Deutschland 
– und damit zumindest indirekt auch unseren Kolleginnen und Kollegen mit 
türkischen Wurzeln – öffentlich in Frage stellt, ob sie, „auf Dauer ebenso 
integriert werden können wie zwei Millionen Russlanddeutsche“. […]“ 

 

Originaltextstelle zu 2.):   
„[…] Die USA stehen zur Zeit vor großen Integrationsschwierigkeiten mit 
Wirtschaftsflüchtlingen aus Lateinamerika und anderen Drittweltländern. Sie in 
die Gesellschaft zu integrieren, stößt auf weit größere Probleme und 

 
3 Thamm, Berndt Georg, Terrorismus. Der Albtraum ist wahr geworden, in: DP–DEUTSCHE POLIZEI. 
Mitgliedermagazin der Gewerkschaft der Polizei (GdP) (Hrgs.), Der EURO rollt – das Risiko fährt mit, Nr. 
10/2001. (https://www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/dp0110?open&ccm=400020500)  
4 Freiberg, Konrad, Rede auf dem 11. Europäischen Polizeikongress in Berlin. Der Polizist der Zukunft – 
Herausforderungen für das föderale Sicherheitssystem, 28. Januar 2008. 
(https://www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/c939a8ee0a886212c12573df002c4b19)  

https://www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/dp0110?open&ccm=400020500
https://www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/c939a8ee0a886212c12573df002c4b19
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Widerstände als bei Immigranten aus den klassischen Einwanderungsländern. 
Es ist somit auch fraglich, ob etwa in Deutschland zwei Millionen Türken auf 
Dauer ebenso integriert werden könnten wie zwei Millionen Rußlanddeutsche. 
In einer Generation werden wohl die meisten Probleme bei den 
Rußlanddeutschen überbrückt worden sein. Die türkische Minderheit dagegen 
empfindet eine Identitätskrise und schottet sich zum größten Teil ab. […]“ 

 

Bewertung zu 2.):  
Auch hier unterstellt mir die GdP auf beeindruckende Art und Weise eine 
Pauschalverdächtigung, die nicht haltbar ist. Ganz im Gegenteil, diese Debatte wurde 
damals sehr konkret geführt und die Zusammenhänge differenziert aufgezeigt. Auf 
diese Debatte bin ich auch in meinen Publikationen eingegangen und habe damals die 
o.g. Frage in den Raum gestellt.   
Ebenso erkennen Sie am Datum der Veröffentlichung, dass ich dies vor 25 Jahren 
geschrieben habe, als eine weitere türkische bzw. kurdische Organisation in 
Deutschland (PKK) gerade Ihre GdP-Mitglieder medienwirksam beschäftigte, während 
die Justiz ihrerseits Probleme mit dem „Kalif von Köln“ hatte. Damals lautete die 
Titelgeschichte des SPIEGEL (16/1997) „Zeitbomben in den Vorstädten“ und das 
Magazin zitierte Wilhelm Heitmeyer wie folgt:  

„[…] Der Leiter des neugegründeten Instituts für interdisziplinäre Konflikt- und 
Gewaltforschung an der Universität Bielefeld ist pessimistisch, was die 
Entwicklung in den nächsten Jahren angeht. »Desintegration« ist für ihn der 
»Schlüsselbegriff zukünftiger gesellschaftlicher Entwicklungen«, eine 
»Ethnisierung sozialer Probleme« die logische Konsequenz einer Gesellschaft, 
in der das soziale Klima rauher (sic) wird und deren Vorrat an gemeinsamen 
Werten und Überzeugungen jenseits des Konsums kontinuierlich abnimmt. Vor 
allem die beiden größten Gruppen schätzen Wissenschaftler, Polizisten und 
Sozialarbeiter als Zeitbomben in den Vorstädten ein: die etwa 600 000 
jugendlichen Türken der zweiten und dritten Gastarbeitergeneration sowie die 
halbe Million junger Aussiedler, die seit 1990 nach Deutschland gekommen 
sind. […]“ 

Zwei Jahre später steht im SPIEGEL (23/1999):  
„[…] »Einwanderer«, sagt Pfeiffer, »sind unter den Gewalttätern 
überrepräsentiert.« Sie seien häufig die Verlierer der Gesellschaft, zudem 
stammten viele von ihnen aus »Machokulturen«, wo Prügel als probates 
Erziehungsmittel gelten. […]“  

Die weiteren Erkenntnisse der Gewaltforschung durch das von Christian Pfeiffer 
geleitete Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen (KIN)5 zwischen 1998 
und 2009 sind diesbezüglich ebenso aufschlussreich.  
Insofern wäre ein Blick auf den Diskurs und die Sicherheitslage der 1990er vielleicht 
sinnvoll und hilfreich gewesen, bevor Sie mich dafür ein Vierteljahrhundert später in 
einer Gefälligkeitserklärung öffentlich anprangern.  
 

 
5 Forschungsbericht Nr. 107, Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen, Jugendliche in Deutschland als 
Opfer und Täter von Gewalt, Erster Forschungsbericht zum gemeinsamen Forschungsprojekt des 
Bundesministeriums des Innern und des KFN, 2009, 
https://kfn.de/wpcontent/uploads/Forschungsberichte/FB_107.pdf.  

https://kfn.de/wpcontent/uploads/Forschungsberichte/FB_107.pdf
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Auch wenn 25 Jahre alte Zitate immer im Kontext der jeweiligen Zeit interpretiert 
werden sollten, zeigt sich auch heute die Aktualität des Themas. Die „Identitätskrise“ 
ist mittlerweile ein anerkannter Begriff, findet doch der Ausdruck breite Rezeption in 
Medien wie Wissenschaft. So weist etwa Kemal Hür in einem Gastbeitrag („Mein 
Europa: Erdogans Spiel mit der gespaltenen Identität der Deutsch-Türken“, Deutsche 
Welle) auf die Gefahren hin, die mit dem Ausnutzen der komplexen Identität von 
Deutsch-Türken, etwa durch die autoritäre Regierung in der Türkei einhergehen 
könnten.  
Aufgrund einer allgemein verbindlichen Mindestsorgfaltspflicht für Recherche und 
öffentliche Äußerungen, welcher auch die GdP unterliegt, dürfte Ihnen auch nicht 
entgangen sein, dass die größte rechtsextremistische Organisation in Deutschland 
("Ülkücü") eine Türkische ist, keine Russlanddeutsche.6 
 
Auch in der Mitgliederzeitschrift DEUTSCHE POLIZEI der GdP wird mit Bezug u.a. 
auf türkische Migranten im Titel die Frage gestellt: „Migration. Den Islam einbürgern?“. 
Darin findet sich u.a. folgende Erklärung: 

„[…] Die Gründe für die Ausbildung von Parallelgesellschaften können mit einer 
Kulturdifferenz erklärt werden. Je größer der Abstand der eigenen Kultur zur 
Mehrheitskultur ist, desto eher scheint die Bereitschaft zur Abgrenzung von ihr 
ausgeprägt zu sein. 
So sieht Serap Çileli den Import islamisch geprägter Stammesgesellschaften 
nach Deutschland als ursächlich für die Ausprägung von Parallelgesellschaften 
an. […]“7 

 
Angenommen, dass wir uns an dieser Stelle inzwischen schon mal darauf einigen 
können, dass Lesen grundsätzlich bildet und auch Textverständnis dafür eine wichtige 
Voraussetzung ist, möchte ich Ihnen folgende neuere Erkenntnisse „Gewalt und 
ethnische Herkunft: Eine Analyse von Erklärungsfaktoren am Beispiel türkischer 
Jugendlicher“ aus „Kriminologie Online-Journal“8 (2019) nicht vorenthalten. Auch diese 
Autoren, um möglichen Reflexen, einer neurotischen Überinterpretation oder 
boshaften Verzerrungen vorzubeugen, meinen eindeutig nicht Bundespolizisten 
und/oder GdP-Mitglieder, wenn sie die Faktenlage präsentieren.  
 
3.) GdP Erklärung:  

„[…] Die GdP stellt sich mit Blick auf unsere Kolleginnen und Kollegen ebenso 
gegen Maningers Behauptung, dass „gerade diejenigen, die die Gelegenheit 
hatten im Entwicklungskern zu studieren, zu leben und zu lernen, sich zu 

 
6 Vgl. Bozay, Kemal, Graue Wölfe – die größte rechtsextremistische Organisation in Deutschland, 
Bundeszentrale für politische Bildung (BpB) 24.11.2017. 
(https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/260333/graue-woelfe-die-
groesste-rechtsextreme-organisation-in-deutschland/)  
7 Rösemann, Meike; Rösemann, Wolfgang, Migration. Den Islam einbürgern? Religiöse und politisch 
extremistisch motivierte Parallelgesellschaften in Deutschland, in: DP – DEUTSCHE POLIZEI. Mitgliedermagazin 
der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Nr. 7, 2009, S. 29f. 
(https://www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/_dp200907?open&ccm=400020420)  
8 Baier, Dirk; Kudlacek, Dominic, Gewalt und ethnische Herkunft: Eine Analyse von Erklärungsfaktoren am 
Beispiel türkischer Jugendlicher, in: Kriminologie - Das Online-Journal, Nr. 1(1), 2019, S.7-27. 
(https://doi.org/10.18716/ojs/krimoj/2019.1.3)  

https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/260333/graue-woelfe-die-groesste-rechtsextreme-organisation-in-deutschland/
https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/260333/graue-woelfe-die-groesste-rechtsextreme-organisation-in-deutschland/
https://www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/_dp200907?open&ccm=400020420
https://doi.org/10.18716/ojs/krimoj/2019.1.3
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dessen ausgesprochenen Gegner erklären, wenn ihre Erwartungen nicht in 
Erfüllung gehen“. Solche Darstellungen sind für uns eine Beleidigung und 
Ausgrenzung der vielen Kolleginnen und Kollegen der Bundespolizei aus 
Einwandererfamilien. […]“ 
 

Originaltextstelle zu 3.):   
„[…] Die Erfahrung zeigt, daß gerade diejenigen, die die Gelegenheit hatten im 
Entwicklungskern zu leben, zu studieren und zu lernen, sich zu dessen 
ausgesprochenen Gegner erklären, wenn ihre Erwartungen nicht in Erfüllung 
gehen und kulturellen Unterschieden zufolge Mißerfolge als 
Zurückweisung und Diskriminierung empfunden werden. […]“ 

 

Bewertung zu 3.):  
Hier wird wieder der zeitliche, sachliche und räumliche Kontext unterschlagen, indem 
Sie das Zitat erneut sinnentstellend verkürzen. Denn nur einige Zeilen weiter beziehe 
ich mich im Originaltext konkret auf die Fälle „Mehmet“ (1998) und „Kaplan“ (1999), 
beides Fälle, über die eine Polizeigewerkschaft eigentlich informiert sein müsste, und 
verbinde dies mit dem historischen Kontext, indem ich auf ähnliche „Problemkinder“ 
der Vergangenheit hinweise, darunter Arminius, Ho Chi Minh und Ghandi. Diese hatten 
alle in den Hauptstädten jener Mächte studiert, die sie später vehement bekämpften.  
Hätte ich zwei Jahre später zu diesem Thema geschrieben, wäre die Liste um die 
Attentäter des 11.9.2001 – viele von ihnen erfolgreiche Studenten an westlichen 
Universitäten – erweitert worden. Als eins von unzähligen weiteren Beispielen schreibt 
2009 die Frankfurter Rundschau:  

„[…] Die Moschee in München-Freimann wurde zwischen 1967 und 1973 
errichtet und ist damit die älteste in Bayern. Nach Recherchen des US-
Journalisten Ian Johnson, der die Geschichte der Münchner Moschee im Wall 
Street Journal beschrieb, soll der Treffpunkt Brückenkopf radikaler Islamisten 
in Europa gewesen sein. Von dem Münchner Stadtteil aus soll sich die 
Muslimbruderschaft über ganz Europa verteilt haben. […]“9 

Auch der GdP-Bundesvorsitzende Konrad Freiberg thematisiert diese Problematik: 
"Terroristen schänden nicht nur Staaten und Länder, in denen sie ihre Morde 
begehen, sondern auch die, in denen sie ihre Taten planen und 
vorbereiten. 
Der überwiegende Teil der Terrorpiloten vom 11. September 2001 hat in 
Deutschland mitten unter uns gelebt, unsere Gastfreundschaft und Hilfe 
genossen. 
Die Täter haben uns auf brutale Weise die Augen geöffnet, dass eine offene, 
gastfreundliche, demokratische Gesellschaft auch die Verantwortung dafür 
trägt, dass diese Offenheit und Gastfreundschaft nicht zum Schaden 
anderer oder zu ihrem eigenen Schaden missbraucht wird.“10 

 
9 Hilberth, Iris, „Brückenkopf radikaler Islamisten“, in: Frankfurter Rundschau, 21.3.2009. 
(https://www.fr.de/politik/brueckenkopf-radikaler-islamisten-11523177.html)  
10 Gewerkschaft der Polizei (GdP), Presse-Information, Fachtagung „Globaler Terrorismus – Globale 
Bekämpfung“ am 11. September 2003 im Rathaus Schöneberg, Berlin. Begrüßungsrede des 
Bundesvorsitzenden der Gewerkschaft der Polizei, Konrad Freiberg, 2003, S.3. 
(https://www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/ftterror/$file/TerrorKFRede.pdf)  

https://www.fr.de/politik/brueckenkopf-radikaler-islamisten-11523177.html
https://www.gdp.de/gdp/gdp.nsf/id/ftterror/$file/TerrorKFRede.pdf
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Es geht also nämlich genau nicht um die pauschale Verunglimpfung unserer 
Kolleginnen und Kollegen mit Migrationshintergrund, wie Sie reißerisch in Ihrer 
Erklärung behaupten, sondern um die hochkomplexe Frage, wie/wann Integration 
gelingen kann und was die Folgen eines Scheiterns sind. Dazu gibt es in Forschung 
und Lehre verschiedene wissenschaftliche Theoriemodelle. Das Zitat enthielt somit 
einen Kritikpunkt, der sich an die „Kontakttheorie“ richtete und der in einem 
sicherheitspolitischen Wissenschaftskontext eingebettet war/ist. Weder habe ich in 
dem von Ihnen falsch zitierten Artikel die „Kolleginnen und Kollegen aus 
Einwandererfamilien“ pauschal angesprochen, noch kann ich diese dadurch beleidigt 
haben, wie Sie mir fälschlicherweise unterstellen.  
 
4. Ergebnis:  

Zusammenfassend lässt sich Folgendes festhalten: 
1. Ihrer Erklärung entbehrt jegliche inhaltliche Substanz und soll anscheinend 

ausschließlich meiner Demontage, Stigmatisierung und Ausgrenzung dienen. Sie 
greifen darin bühnenreif Behauptungen an, die ich so gar nicht aufgestellt habe 
oder sich im Rahmenkontext der jeweiligen wissenschaftlichen und 
sicherheitspolitischen Erkenntnisse bewegen.  
Sie tragen durch Ihre öffentlichkeitswirksame Erklärung vorsätzlich oder fahrlässig 
dazu bei, dass ich ehrabschneidenden, rufschädigenden Verdächtigungen 
ausgesetzt werde und zielen darauf ab, innerhalb der Organisation Misstrauen und 
Anfeindungen untereinander zu schüren. Dabei bedienen sie sich auf subtile Art 
und Weise Stereotypen und zielen insbesondere damit auf die missbräuchliche 
Instrumentalisierung der Gruppe unserer Kolleginnen und Kollegen mit 
Migrationshintergrund ab. Dabei fällt auf, dass ein ähnliches, anschuldigendes 
Verhalten und ebenso verwunderlichen „Beitrag zum Betriebsfrieden“ im Juni 2022 
gegen eine Kollegin aus dem Fachbereich in Lübeck an den Tag gelegt wurde. 
Dabei hatten Sie sich im Rahmen ihrer anstehenden Beförderung mit haltlosen, 
aber gravierenden Vorwürfen an den Präsidenten der Bundespolizeiakademie 
gewendet. Auch diese Vorwürfe waren konstruiert und hielten keiner Überprüfung 
stand. In der Gesamtbetrachtung des eingangs erwähnten Konfliktes lässt sich hier 
ein klarer Zusammenhang und ein Handlungsmuster bei einigen GdP-Funktionären 
erkennen, der für eine beachtliche charakterliche Flexibilität und bemerkenswerte 
Aufgabenwahrnehmung spricht.  
 

2. Sie tun all dies als die „größte Personalvertretung“ in der BPOL, wo doch unzählige 
Ihrer Mitglieder unbeschadet in meinen Unterrichtungen saßen, Sie meiner 
Berufung zum Professor ausdrücklich zugestimmt haben und Sie letztendlich auch 
mich vertreten müssten. Insofern wäre eine sorgfältige Prüfung Ihrer Erklärung 
angezeigt gewesen.  
Auch die Tatsache, dass Sie in keiner Weise Kontakt zu mir aufgenommen haben, 
um die angeführten, aus dem Kontext gerissenen Textfetzen verifizieren zu lassen 
oder meine Sicht der Dinge im Vorfeld zu hören, zeigt, dass Ihnen die schnelle 
politische Skandalisierung wichtiger war, als jeglicher andere Anspruch.  
Durch Ihre Beteiligung an der bekannten Kampagne gegen meine Person schaden 
Sie letztendlich nicht nur dem Ansehen der GdP, sondern auch dem der 
Bundespolizei. Insbesondere im Hinblick auf unsere Kolleginnen und Kollegen mit 
Migrationshintergrund halte ich eine Richtigstellung und Korrektur Ihrerseits für 
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unverzichtbar, um sowohl intern als auch extern ein deutliches Zeichen gegen 
Falschinformationen zu setzen. Sie sollten ebenfalls kritisch reflektieren, wieso es 
zu dieser Blamage für die GdP gekommen ist und wem Sie diesen 
bemerkenswerten intellektuellen „Striptease“ zu verdanken haben.  
 

3. Angesichts der eindeutigen Faktenlage erwarte ich von Ihnen, dass Sie Ihre 
Erklärung öffentlich zurücknehmen und eine Richtigstellung verfassen. Damit 
verbindet sich meinerseits die Hoffnung, dass wir innerbetrieblich die menschlichen 
Werte praktisch leben, auf denen unsere Gesellschaft beruht. Auf eine 
Entschuldigung verzichte ich gerne, da ich mich schon glücklich schätze, wenn der 
Anstand der Verantwortlichen für den ersten Schritt ausreicht. Außerdem schätze 
ich mich glücklich, mit Ihnen in einer Demokratie leben zu dürfen.  
 

 
Mit freundlichen Grüßen   
 
Prof. Dr. Stephan Maninger 


